
ZUM REFERENTENENTWURF DES BUNDESMINISTERIUMS 
DER FINANZEN ZU DEN AUFSICHTSRECHTLICHEN VOR-
SCHRIFTEN DER ZWEITEN ZAHLUNGSDIENSTERICHTLINIE 
(ZAHLUNGSDIENSTEUMSETZUNGSGESETZ – ZDUG)

Allgemein zum Zahlungsdiensteumsetzungsgesetz
Die Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Bin-
nenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/
EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 so-
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG („Zweite Zahlungs-
diensterichtlinie“) ist bis zum 13. Januar 2018 in deutsches Recht 
umzusetzen.

Mit den Referentenentwürfen vom 01.12.2016 und 19.12.2016 
legen das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz sowie das Bundesministerium der Finanzen einen Ent-
wurf zur Umsetzung der zivilrechtlichen und aufsichtsrechtli-
chen Vorschriften der Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie vor 
(„Referentenentwürfe“).

Der BVMW nimmt hierzu Stellung, weil die Interessen klein- 
und mittelständischer Unternehmen betroffen sind. Mit seiner 
Stellungnahme verfolgt der BVMW das Ziel, die bürokratischen 
Mehraufwendungen für den deutschen Mittelstand im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der Zweiten Zahlungsdienstericht-
linie zu minimieren.

Unsere Hauptforderungen lauten:
�� „One in, one out“ Prinzip anwenden
�� Ausnahmen für kleine und mittlere 

Unternehmen stärken
�� Bürokratische Mehrbelastungen minimieren

1.	 „One in, one out“ Prinzip anwenden
Die Bundesregierung hat am 11.12.2014 das sogenannte „One in, 
one out“ Prinzip beschlossen. Wenn neue Regelungsvorhaben 
der Bundesregierung, die mit zusätzlichem Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft verbunden sind, umgesetzt werden, müssen 
Belastungen an anderer Stelle in gleichem Ausmaß abgebaut 
werden. Die Bundesregierung hat EU-Vorgaben, die 1:1 in na-
tionales Recht umzusetzen sind, vom Anwendungsbereich des 
„One in, one out“ Prinzips ausgenommen. Die Umsetzung der 
Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie fällt unter diese Ausnahme-
reglung und dem entsprechend ist in den Referentenentwürfen 
eine der Höhe nach korrespondierende Entlastung für die Wirt-
schaft nicht angelegt.

Vorschlag BVMW
Der BVMW spricht sich gegen die Anwendung der Ausnahme-
regelung vom „One in, one out“ Prinzip durch die Bundesregie-
rung im Rahmen der Umsetzung der Zweiten Zahlungsdienste-
richtlinie in nationales Rechts aus. Die Bundesregierung hat sich 
die Ausnahmeregelung vom „One in, one out“ Prinzip selbst ge-
geben und ist hieran nicht gebunden. Der BVMW erkennt in den 
Regelungen der Referentenentwürfe eine Zunahme der Regulie-
rung für Geschäftsmodelle des Zahlungsverkehrs. Der Gesetzge-
ber sollte für den Erhalt und das Wachstum kleiner und mittlerer 
Unternehmen eintreten und den zusätzlichen Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft an anderer Stelle kompensieren.

2.	 Ausnahmen für kleine und mittlere Unternehmen stärken
Während Kreditinstitute ihre internen Strukturen bereits auf die zu-
nehmende Regulierung des Finanzdienstleistungssektors abgestimmt 
haben, stellen neue Regulierungsvorschriften für kleine und mittlere 
Unternehmen eine hohe Hürde oder sogar eine Markteintrittsbarriere 

dar. Geschäftsmodelle des Zahlungsverkehrs sind mittlerweile auch 
in vielen Unternehmen vertreten, die keine originären Kreditinstitute 
oder Zahlungsinstitute darstellen. Darüber hinaus steigt der Anteil 
an Start-ups im Bereich der Finanzbranche (FinTechs) stetig.

STELLUNGNAHME



Vorschlag BVMW
Kleine und mittlere Unternehmen sind darauf angewiesen, auf 
Basis der Ausnahmeregelungen vom Anwendungsbereich des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz ausgenommen zu werden. Der 
BVMW unterstützt den durch die Zweite Zahlungsdienstericht-
linie neu in das Gesetz aufgenommenen Ausnahmetatbestand 
gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 10 c) ZAG-E.

Der BVMW ist der Ansicht, dass die neue wertmäßige Beschrän-
kung gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 11 ZAG-E für kleine und mittlere 
Unternehmen ein erhebliches Hindernis darstellt. Damit kleine 
und mittlere Unternehmen dennoch von der Ausnahmeregelung 
nach § 2 Absatz 1 Nr. 11 ZAG-E profitieren können, spricht sich 
der BVMW für eine richtlinienkonforme Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs von § 2 Absatz 1 Nr. 11 ZAG-E aus. In diesem Zu-
sammenhang wird vorgeschlagen, dass „schädliche“ Transaktio-
nen, die die Obergrenze von 50 Euro bzw. 300 Euro überschreiten, 

in einem ersten Schritt eine Mitteilungspflicht an die BAFIN aus-
lösen. Die Mitteilungspflicht kann mit den ohnehin bestehenden 
Meldepflichten gemäß § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 2 Ab-
satz 1 Nr. 11 ZAG-E verbunden werden. Die BAFIN hat in einem 
zweiten Schritt zu überprüfen, ob die „schädlichen“ Transaktio-
nen im Vergleich zum Gesamtvolumen der Transaktionen des Un-
ternehmens einen erheblichen oder einen unerheblichen Umfang 
einnehmen. Ein unerheblicher Umfang sollte vorliegen, wenn der 
Anteil der „schädlichen“ Transaktionen am Gesamtvolumen aller 
Transaktionen weniger als 10 Prozent beträgt.

Nur wenn diese prozentuale Obergrenze gerissen wird, sollte 
eine Rechtsgrundlage für die BAFIN bestehen, weitergehende 
Untersuchungen einzuleiten und/oder die Anwendung der Aus-
nahmevorschrift für das jeweilige Unternehmen zu untersagen.

3.	 Bürokratische Mehrbelastungen minimieren
Gemäß § 2 Absatz 2 ZAG-E haben Unternehmen, die zwar aus 
dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz 
ausscheiden, aber deren Tätigkeiten im Sinne von § 2 Absatz 1 
Nr. 10 a) oder b) ZAG-E den Schwellenwert von 1 Million Euro 
übersteigen, Meldepflichten zu erfüllen.

Vorschlag BVMW
Der BVMW spricht sich dafür aus, bürokratische Mehrbelas-
tung kleiner und mittlerer Unternehmen, die aus dem Anwen-
dungsbereich des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz ausscheiden, 
zu minimieren. Damit kleine und mittlere Unternehmen die Be-
richtspflichten gemäß § 2 Absatz 2 ZAG-E unbürokratisch erfül-
len können sollten entsprechende Formulare und Anleitungen, die 
zur Erfüllung der Meldepflichten genutzt werden können, frühzei-
tig veröffentlicht werden. Darüber hinaus hält es der BVMW für 
notwendig, eine großzügige Übergangsfrist in das Gesetz auf-
zunehmen, damit sich kleine und mittlere Unternehmen auf die 
neuen Berichtspflichten vorbereiten können.

Gemäß § 2 Absatz 3 ZAG-E haben Unternehmen, welche die Aus-
nahmevorschrift gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 11 ZAG-E anwenden, 
der BAFIN „in einem jährlichen Bestätigungsvermerk mitzutei-
len“, dass die Tätigkeit mit den in § 2 Absatz 1 Nummer 11 fest-
gelegten Obergrenzen vereinbar ist.

Vorschlag BVMW
Der BVMW ist der Ansicht, dass das Erfordernis der Bestätigung 
durch einen Wirtschaftsprüfer für kleine und mittlere Unterneh-
men unverhältnismäßig ist. In diesem Zusammenhang wird vor-
geschlagen, dass grundsätzlich eine Selbstauskunft des Unter-
nehmens über die Einhaltung der Obergrenzen gemäß § 2 Absatz 
1 Nr. 11 ZAG-E ausreichen sollte. Nur in Ausnahmefällen, wenn 
zum Beispiel das Gesamtvolumen der erbrachten Transaktionen 
einen großzügig bemessenen Schwellenwert überschreitet, soll-
te ein Bestätigungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers notwen-
dig werden.

Der BVMW vertritt im Rahmen der Mittelstandsallianz 
270.000 kleine und mittlere Unternehmen. Über 300 Re-
präsentanten haben jährlich rund 700.000 direkte Unter-
nehmerkontakte. Der BVMW organisiert mehr als 2.000 
Veranstaltungen pro Jahr.
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